Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/9920 


12 . 02 . 98 


Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zu der zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
- Drucksachen 13/8933, 13/9874 - 


Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Fortentwicklung des Finanzplatzes 
Deutschland (Drittes Finanzmarktförderungsgesetz) 


Der Bundestag wolle beschließen: 


In Artikel 1 Nr. 13 ist § 47 Börsengesetz wie folgt zu fassen: 

„§45 

Der Anspruch nach § 45 verjährt in drei Jahren seit der Veröf- 
fentlichung des Prospektes. Soweit die Laufzeit eines Wertpapiers, 
das aufgrund des Prospektes zum Börsenhandel zugelassen ist, 
über diese Frist hinausgeht, beginnt die Frist automatisch mit dem 
Zeitpunkt der Endfälligkeit dieses Wertpapiers." 


Bonn, den 12. Februar 1998 

Rudolf Scharping und Fraktion 


Begründung 

Der Entwurf der Bundesregierung sieht vor, daß Haftungsan- 
sprüche, die aus der Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit der An- 
gaben im Börsenprospekt entstehen, spätestens nach drei Jahren 
verjähren. In vielen Fällen ist diese Frist unangemessen kurz. Denn 
die Fehlerhaftigkeit des Börsenprospekts ist insbesondere bei 
langlaufenden Anleihen erst erkennbar, wenn die Wertpapiere zur 
Rückzahlung fällig werden. Die beantragte Änderung sieht eine 
differenzierte Regelung vor, die auch bei Wertpapieren mit einer 
Laufzeit von mehr als drei Jahren eine angemessene Haftungsfrist 
gewährleistet. 
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